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Auf Grund des § 16 Absatz 1 und des § 17 Absatz 1 Satz 3 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2878) und durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung 
mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird 
verordnet:

§ 1
Die durch Verordnung vom 25. Juni 2008 (GVBl. S. 169, 220) 

erlassene Veränderungssperre wird um ein Jahr bis zum 13. Juli 
2010 verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines 
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber 

dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin geltend 
machen; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für 
die Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt 
worden sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 19. Mai 2009

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

Dr. Franz S c h u l z

Bezirksbürgermeister

Verordnung
über die Verlängerung der Veränderungssperre 2-19/17 

im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Ortsteil Friedrichshain
Vom 19. Mai 2009
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Auf Grund des § 22 Absatz 2 des Laufbahngesetzes in der Fas-
sung vom 16. Februar 2003 (GVBl. S. 137, 200) wird verordnet:

Inhaltsübersicht §§

Teil I
Ausbildung und Prüfung
1. Kapitel: Allgemeine Vorschriften . . . . . . . . . . . .             1 bis 3
2. Kapitel: Vorbereitungsdienst . . . . . . . . . . . . . . .                  4 bis 12

Teil II
Regelungen zur Laufbahnprüfung
1. Kapitel: Prüfungsausschuss und prüfende  
Dienstkräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                               13 bis 16
2. Kapitel: Rechte und Pflichten der Prüflinge. . . .     17 bis 19
3. Kapitel: Durchführung der Laufbahnprüfung . .   20 bis 24

Teil III
Übergangs- und Schlussvorschriften . . . . . . . . .          25 bis 26

Teil I
Ausbildung und Prüfung

1. Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Ausbildung und die Prüfung für die 
Laufbahn des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes des Landes 
Berlin.

§ 2
Ziel der Ausbildung

Ziel der Ausbildung ist es, Dienstkräfte des feuerwehrtechnischen 
Dienstes heranzubilden, die nach ihren theoretischen Kenntnissen 
und ihren berufspraktischen Fertigkeiten befähigt sind, die Aufga-
ben des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes in der Brandbe-
kämpfung, der technischen Hilfeleistung, im Rettungsdienst und im 
Katastrophenschutz erfolgreich wahrzunehmen. Die Ausbildung 
soll durch systematische Anleitung die Bereitschaft wecken und die 
Befähigung fördern, verantwortungsbewusst und teamorientiert zu 
handeln und sich uneigennützig für das Gemeinwohl einzusetzen. 
Ziel der Ausbildung ist es auch, ein den Anforderungen des feuer-
wehrtechnischen Dienstes genügendes körperliches Leistungsver-
mögen zu erreichen und zu erhalten.

§ 3
Ausbildungsleitung

(1) Die Dienstbehörde bestellt für die Aufgaben der Ausbildungs-
leitung fachlich und persönlich geeignete Dienstkräfte.

(2) Die zur Ausbildungsleitung bestimmten Dienstkräfte sind 
Dienstvorgesetzte und Vorgesetzte im Rahmen der ihnen von der 
Dienstbehörde übertragenen Befugnisse. Sie leiten und überwachen 
den ordnungsgemäßen Ablauf der Ausbildung. Bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben werden sie von den jeweiligen Lehrkräften 
und den an der berufspraktischen Ausbildung mitwirkenden Dienst-
kräften unterstützt.

(3) Die Zeiträume des den Anwärterinnen und Anwärtern zuste-
henden Erholungsurlaubs werden durch die Ausbildungsleitung 
festlegt.

2. Kapitel
Vorbereitungsdienst

§ 4
Einstellung

(1) Über die Einstellung entscheidet die Dienstbehörde nach dem 
Ergebnis eines mit der für die Ordnung der Laufbahn zuständigen 
obersten Dienstbehörde abgestimmten Eignungsprüfungsverfah-
rens.

(2) Die zum Vorbereitungsdienst zugelassenen Bewerberinnen 
und Bewerber werden an den von der Dienstbehörde bestimmten 
Ausbildungseinrichtungen ausgebildet.

§ 5
Gliederung des Vorbereitungsdienstes

(1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst besteht aus mehreren 
fachtheoretischen und berufspraktischen Ausbildungsabschnitten.

(2) Den Inhalt der Ausbildung regelt die Dienstbehörde im Ein-
vernehmen mit der für die Ordnung der Laufbahn zuständigen ober-
sten Dienstbehörde durch einen Ausbildungsrahmenplan.

§ 6
Gestaltung der Ausbildung

(1) In einem Vorbereitungslehrgang werden die für die künftige 
Aufgabenwahrnehmung benötigten berufsbezogenen Kenntnisse 
und Fertigkeiten vermittelt. Außerdem wird die interkulturelle 
Kompetenz der Nachwuchskräfte berufsbezogen erweitert.

(2) In dem Ausbildungsabschnitt „Feuerwehrtechnische Grund-
ausbildung“ werden durch theoretische Ausbildung die erforder-
lichen fachlichen Kenntnisse vermittelt. Die theoretische Ausbil-
dung wird ergänzt durch praktische Übungen, die zur sicheren 
Handhabung der Geräte und Einsatzmittel befähigen und das ein-
satztaktisch richtige Verhalten sowie die Zusammenarbeit in der 
Gruppe trainieren. Außerdem wird das körperliche Leistungsvermö-
gen verbessert. Die feuerwehrtechnische Grundausbildung umfasst 
die Lehrfächer

Verordnung
über die Ausbildung und die Prüfung 

für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst 
(APOmDFw)

Vom 5. Juni 2009
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§ 8
Bewertung der Leistungen in der  

feuerwehrtechnischen Grundausbildung

(1) In jedem der in § 6 Absatz 2 Satz 4 Nummer 1 bis 6 genannten 
Lehrfächer der feuerwehrtechnischen Grundausbildung werden 
Fachnoten gebildet.

(2) Die Gesamtnote der feuerwehrtechnischen Grundausbildung 
ist das auf zwei Dezimalstellen gerundete arithmetische Mittel aus 
den Punktwerten der Fachnoten der feuerwehrtechnischen Grund-
ausbildung.

(3) Die feuerwehrtechnische Grundausbildung ist nicht bestan-
den, wenn eine Fachnote weniger als fünf Punkte beträgt.

§ 9
Bewertung der Leistungen in den Ausbildungsabschnitten

(1) Nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans werden die er-
zielten Leistungen mit Punkten gemäß § 7 Absatz 1 bewertet. Ein Aus-
bildungsabschnitt ist unbeschadet des § 8 erfolgreich absolviert, wenn 
die zusammenfassende Bewertung mindestens fünf Punkte beträgt.

(2) Am Ende jedes feuerwehrtechnischen Wachpraktikums ist die 
Nachwuchskraft von dem jeweiligen Praxisanleiter oder der jewei-
ligen Praxisanleiterin zu beurteilen. Die Beurteilung ist in einer Ge-
samtpunktzahl nach § 7 Absatz 1 zusammenzufassen. Ein feuer-
wehrtechnisches Wachpraktikum ist erfolgreich absolviert, wenn die 
Gesamtpunktzahl mindestens fünf Punkte beträgt.

§ 10
Befreiung, Wiederholung von Ausbildungsabschnitten

(1) Weist eine Nachwuchskraft eine bereits erfolgreich abge-
schlossene Rettungssanitäter- oder die Rettungsassistentenausbil-
dung nach, so entfällt die Ausbildung zur Rettungssanitäterin oder 
zum Rettungssanitäter. Für die Dauer dieser Ausbildung leistet die 
Nachwuchskraft Dienst in einer Feuerwache.

(2) Jeder Ausbildungsabschnitt, der nicht erfolgreich absolviert 
worden ist, darf einmal wiederholt werden. Die Ausbildungsleitung 
entscheidet, inwieweit bestimmte Teile der Ausbildung nochmals zu 
durchlaufen sind. Bei dem fahrtechnischen Ausbildungsabschnitt 
kann die Ausbildungsleitung weitere Wiederholungen zulassen, 
wenn der Erwerb der Fahrerlaubnis zu erwarten ist.

§ 11
Laufbahnprüfung

(1) Mit der Laufbahnprüfung weist der Prüfling nach, dass er über 
die fachlichen und berufspraktischen Kenntnisse und Fertigkeiten 
verfügt, die für eine erfolgreiche Wahrnehmung der Aufgaben des 
mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erforderlich sind. Mit dem 
Bestehen der Laufbahnprüfung wird die Befähigung für die Lauf-
bahn des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erworben.

(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer die feuerwehrtech-
nische Grundausbildung erfolgreich absolviert hat.

(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem schriftlichen, einem 
praktischen und einem mündlichen Teil. Sie erstreckt sich insbeson-
dere über die Inhalte der feuerwehrtechnischen Grundausbildung. In 
der praktischen Prüfung hat der Prüfling Aufgaben in Form von Ein-
satzübungen zu lösen. Der schriftliche, praktische und mündliche 
Teil der Laufbahnprüfung muss nicht zeitlich zusammenhängen. 
Der schriftliche und praktische Teil findet in der Regel am Ende der 
feuerwehrtechnischen Grundausbildung statt. Der mündliche Teil 
findet in der Regel am Ende des Vorbereitungsdienstes statt.

(4) Die in § 15 Absatz 2 Nummer 1 genannten Personen oder stell-
vertretend eine jeweils von ihnen benannte Person können an den 
mündlichen sowie an den praktischen Prüfungen teilnehmen und bei 
der Beratung über die Noten gehört werden; die in § 15 Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe  a genannten Dienstkräfte sind als Zuhöre-
rinnen oder Zuhörer teilnahmeberechtigt. Über eine Teilnahme von 

1.	 Brandbekämpfung,
2.	 Technische Hilfeleistung/Umweltschutz,
3.	 Informationstechnik/Kommunikationstechnik,
4.	 Rettungsdienst,
5.	 Berufsbezogene Rechtskunde/Sozialkunde,
6.	 Sport.

(3) Der fahrtechnische Ausbildungsabschnitt umfasst regelmäßig 
den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse C für das Führen von 
Kraftfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als  
7 500 kg.

(4) Während mindestens eines feuerwehrtechnischen Wachprakti-
kums verrichten die Nachwuchskräfte praktischen Einsatzdienst in 
mindestens einer Feuerwache unter Teilnahme an dem in den jewei-
ligen Feuerwachen geltenden Schichtdienst.

(5) Nachwuchskräfte haben an einer regelmäßigen sportlichen 
Fortbildung in berufsspezifischen Disziplinen bzw. am Dienstsport 
teilzunehmen. Die Anforderungen und die Form der Überprüfung 
werden von der Dienstbehörde festgelegt.

§ 7
Bewertung der Leistungen

(1) Die erzielten Leistungen sind mit einer der folgenden Punkt-
zahlen und der sich daraus ergebenden Note zu bewerten:

Note Punkte Beschreibung
sehr gut (1) 15 

14
eine Leistung, die den Anforde-
rungen in besonderem Maße ent-
spricht

gut (2) 13 
12 
11

eine Leistung, die den Anforde-
rungen voll entspricht

befriedigend (3) 10 
9 
8

eine Leistung, die im Allgemeinen 
den Anforderungen entspricht

ausreichend (4) 7 
6 
5

eine Leistung, die zwar Mängel auf-
weist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht

mangelhaft (5) 4 
3 
2

eine Leistung, die den Anforde-
rungen nicht entspricht, jedoch er-
kennen lässt, dass die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind 
und die Mängel in absehbarer Zeit 
behoben werden könnten

ungenügend (6) 1 
0

eine Leistung, die den Anforde-
rungen nicht entspricht und bei der 
selbst die Grundkenntnisse so  
lückenhaft sind, dass die Mängel in 
absehbarer Zeit nicht behoben wer-
den könnten

(2) Soweit Einzelbewertungen zu einer Gesamtbewertung zusam-
mengefasst werden, ist die Gesamtnote das auf zwei Dezimalstellen 
gerundete arithmetische Mittel.

(3) Die Gesamtnote lautet bei
14,00	 oder mehr Punkten	 sehr gut,
11,00	 bis	 13,99 Punkten	 gut,
	 8,00	 bis	 10,99 Punkten	 befriedigend,
	 5,00	 bis	 7,99 Punkten	 ausreichend,
	 2,00	 bis	 4,99 Punkten	 mangelhaft,
	 1,99	 oder weniger Punkten	 ungenügend.
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anderen Personen als Zuhörerinnen oder Zuhörer entscheidet der 
Prüfungsausschuss.

§ 12
Verlängerung und Entlassung

(1) Die Dienstbehörde kann den Vorbereitungsdienst und das Be-
amtenverhältnis auf Widerruf im Einzelfall angemessen, jedoch um 
insgesamt höchstens ein Jahr, verlängern, wenn eine Nachwuchskraft
1.	 wegen Krankheit oder sonstiger von ihr nicht zu vertretender 

Gründe wesentliche Ausbildungsinhalte versäumt hat,
2.	 nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen ist,
3.	 die Laufbahnprüfung wiederholen muss.

(2) Wer
1.	 sich wegen schwerwiegender Verhaltensmängel als nicht geeig-

net erweist oder
2.	 die Ausbildung nicht fortsetzt oder
3.	 einen Ausbildungsabschnitt endgültig nicht erfolgreich absol-

viert hat oder
4.	 endgültig nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen wurde,
ist unverzüglich aus dem Vorbereitungsdienst und dem Beamtenver-
hältnis auf Widerruf zu entlassen. Wer die Laufbahnprüfung auch 
bei ihrer Wiederholung nicht bestanden hat oder wessen Laufbahn-
prüfung endgültig als nicht bestanden gilt, ist mit der Bekanntgabe 
der Entscheidung aus dem Vorbereitungsdienst und dem Beamten-
verhältnis auf Widerruf entlassen.

(3) Der Vorbereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf Wi-
derruf enden bei Anwärterinnen und Anwärtern, die die Laufbahn-
prüfung bestanden haben, mit Ablauf des Prüfungsstichtags.

Teil II
Regelungen zur Laufbahnprüfung

1. Kapitel
Prüfungsausschüsse und prüfende Dienstkräfte

§ 13
Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse

(1) Zur Abnahme der Laufbahnprüfung werden bei der Dienstbe-
hörde Prüfungsausschüsse in der erforderlichen Zahl gebildet. Sie 
führen die Bezeichnung „Prüfungsausschuss für den mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienst“. Die vorsitzenden Mitglieder, die weiteren 
Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder der Prüfungsaus-
schüsse werden von dem Leiter oder der Leiterin der Dienstbehörde 
für die Prüfung berufen; die Wiederberufung ist zulässig.

(2) Jeder Prüfungsausschuss besteht aus
1.	 einer Dienstkraft des höheren feuerwehrtechnischen Dienstes 

als vorsitzendem Mitglied,
2.	 einer Dienstkraft des gehobenen oder höheren feuerwehrtech-

nischen Dienstes,
3.	 einer Dienstkraft mit Führungsausbildung des mittleren, geho-

benen oder höheren feuerwehrtechnischen Dienstes.
Bei Verhinderung eines Mitglieds tritt ein stellvertretendes Mitglied 
an dessen Stelle.

(3) Die Prüfungsausschüsse und ihre Mitglieder sind bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. Das Gleiche gilt für die prüfenden Dienstkräfte, soweit 
sie nach Maßgabe dieser Verordnung an der Bewertung von Prü-
fungsleistungen beteiligt sind.

§ 14
Aufgaben der Prüfungsausschüsse, Zuordnung der Prüflinge

(1) Die Prüfungsausschüsse haben die sich aus dieser Verordnung 
ergebenden Aufgaben wahrzunehmen, insbesondere
1.	 die Prüfungen vorzubereiten, abzunehmen und zu überwachen,
2.	 die schriftlichen Prüfungsaufgaben auszuwählen und die Hilfs-

mittel festzulegen,
3.	 die Zeitpunkte der Prüfungsteile festzusetzen,
4.	 die Prüflinge zu der Prüfung zu laden,
5.	 die Prüfungsnoten sowie die Abschlussnote der Prüfung festzu-

stellen,
6.	 über ordnungswidriges Verhalten und die Wiederholung von 

Prüfungen zu entscheiden und
7.	 den Prüfungsstichtag für das Ende der Laufbahnprüfung festzu-

setzen.
(2) Die Prüfungsausschüsse entscheiden mit Stimmenmehrheit.
(3) Die Prüfungsausschüsse können Aufgaben an das vorsitzende 

Mitglied übertragen.
(4) Die Zuordnung der Prüflinge zu den Prüfungsausschüssen ob-

liegt der Ausbildungsleitung.

§ 15
Sitzungen der Prüfungsausschüsse

(1) Die Sitzungen der Prüfungsausschüsse sind nicht öffentlich.
(2) Zur Teilnahme an den Sitzungen sind, sofern nicht über die 

schriftlichen Prüfungsaufgaben und die zugelassenen Hilfsmittel be-
raten wird, berechtigt:
1.	 mit beratender Stimme

a)	 der Ausbildungsleiter oder die Ausbildungsleiterin,
b)	 ein Mitglied des Personalrates der Berliner Feuerwehr,
c)	 ein Mitglied der Frauenvertretung der Berliner Feuerwehr,
d)	 ein Mitglied der Hauptjugend- und Auszubildendenvertre-

tung, sofern Dienstkräfte geprüft werden, die bei Prüfungs-
beginn das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

e)	 ein Mitglied der Schwerbehindertenvertretung der Berliner 
Feuerwehr, sofern Schwerbehinderte oder Gleichgestellte 
geprüft werden,

2.	 als Zuhörer oder Zuhörerinnen
a)	 Vertreter oder Vertreterinnen der obersten Dienstbehörde 

und der Dienstbehörde,
b)	 andere Personen mit Zustimmung des jeweiligen Prüfungs-

ausschusses.

§ 16
Prüfende Dienstkräfte

(1) Die prüfenden Dienstkräfte unterstützen die Prüfungsaus-
schüsse bei der Prüfungsabnahme.

(2) Das vorsitzende Mitglied eines Prüfungsausschusses bestimmt 
auf Vorschlag der bei der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungs-
einrichtungen die prüfenden Dienstkräfte für die einzelnen Prüfungs-
gebiete aus dem Kreis der zuständigen Fachlehrkräfte. Die prüfenden 
Dienstkräfte sollen die Prüflinge möglichst unterrichtet haben.

2. Kapitel
Rechte und Pflichten der Prüflinge

§ 17
Erkrankung, Versäumnis

(1) Wer durch Krankheit oder durch nicht in seiner Person liegen-
de Umstände an der Ablegung der Prüfung oder von Teilen der Prü-
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mit der Maßgabe, dass auf die Anfertigung einer neuen Arbeit ver-
zichtet wird, wenn kein Verstoß vorliegt.

(5) Wird eine schwere Täuschungshandlung erst nach Beendi-
gung der Prüfung entdeckt, so kann der Prüfungsausschuss die Prü-
fung für ungültig erklären. Die Ungültigkeit muss innerhalb von drei 
Monaten nach Entdecken der Täuschungshandlung erklärt werden. 
Die Entscheidung ist zuzustellen. Das bereits ausgehändigte Prü-
fungszeugnis ist von der Dienstbehörde einzuziehen. Die Prüfung 
gilt als nicht bestanden.

(6) Behindert ein Prüfling durch sein Verhalten die Prüfung so 
schwerwiegend, dass es nicht möglich ist, seine Prüfung oder die 
anderer Prüflinge ordnungsgemäß durchzuführen, so wird er von der 
weiteren Prüfung ausgeschlossen. Die Entscheidung trifft das vorsit-
zende Mitglied des Prüfungsausschusses. Die Prüfung gilt in diesem 
Teil als mit null Punkten bewertet. 

(7) Vor Beginn der ersten Prüfungsarbeit sind die Prüflinge auf die 
§§ 17 bis 19 hinzuweisen. Ein entsprechender Vermerk wird in die 
Niederschrift über die erste Prüfungsarbeit aufgenommen.

3. Kapitel
Durchführung der Laufbahnprüfung

§ 20
Durchführung der schriftlichen Laufbahnprüfung

(1) Die Bearbeitungsdauer der Prüfungsarbeit beträgt drei Zeit-
stunden. Die Lehrkräfte der bei der Dienstbehörde bestehenden Aus-
bildungseinrichtungen sind verpflichtet, nach Aufforderung durch 
den Prüfungsausschuss für ihr Fachgebiet geeignete Prüfungsaufga-
ben einschließlich der Lösungsskizzen vorzuschlagen.

(2) Der Prüfungsausschuss kann Inhalt und Umfang der Aufgaben 
ändern, Aufgabenvorschläge zurückweisen und neue anfordern.

(3) Die Prüfungsarbeit wird unter der Aufsicht einer Lehrkraft 
oder einer Dienstkraft der Dienstbehörde, die regelmäßig der Lauf-
bahn des gehobenen Dienstes angehören muss, angefertigt.

(4) Spätestens nach Ablauf der für die Bearbeitung festgesetzten 
Zeitdauer hat jeder Prüfling die Arbeit anstelle des Namens mit der 
jeweils zugeteilten Kennzahl zu unterzeichnen und abzugeben. Ent-
würfe und Arbeitsbögen sind beizufügen.

(5) Die Prüfungsarbeit wird nach näherer Bestimmung durch den 
Prüfungsausschuss von einer Lehrkraft der bei der Dienstbehörde 
bestehenden Ausbildungseinrichtungen (Erstzensierender) und da-
nach von einem Mitglied des Prüfungsausschusses oder einer Lehr-
kraft der bei der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungseinrich-
tungen oder einer anderen sachkundigen Person (Zweitzensierender) 
bewertet. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen gilt §  7 Ab-
satz 1. Weichen die Bewertungen voneinander ab und können sich 
die beiden Zensierenden nicht einigen, so entscheidet das vorsitzen-
de Mitglied des Prüfungsausschusses im Rahmen der Noten der bei-
den Zensierenden.

(6) Die Note der schriftlichen Prüfungsarbeit ist jedem Prüfling 
unverzüglich bekannt zu geben.

§ 21
Durchführung der praktischen und mündlichen Laufbahnprüfung

(1) In der praktischen Prüfung hat der Prüfling bestimmte Aufga-
ben insbesondere aus den Lehrfächern Brandbekämpfung und Tech-
nische Hilfeleistung/Umweltschutz in Form von Einsatzübungen zu 
lösen. Die Aufgaben sind als Einzel- oder Gruppenübung so anzule-
gen, dass eine Bewertung der Leistungen des einzelnen Prüflings 
möglich ist. Bei der Abnahme der Prüfung können den Prüflingen 
ergänzende Fragen grundsätzlich nach Ablauf der einzelnen Übung 
gestellt werden. Die Zahl und Art der Übungen bestimmt der Prü-
fungsausschuss auf Vorschlag der prüfenden Dienstkräfte.

(2) Die mündliche Prüfung soll das während des Vorbereitungs-
dienstes gewonnene Leistungsbild abrunden und wird über alle Aus-
bildungsinhalte durchgeführt. Die Prüfungszeit soll für jeden Prüf-

fung gehindert ist, hat dies nach Satz 2 und 3 nachzuweisen. Eine 
Erkrankung ist im Falle stationärer Behandlung durch eine Beschei-
nigung der Krankenanstalt, in anderen Fällen durch eine Bescheini-
gung eines beamteten Arztes oder einer beamteten Ärztin nachzu-
weisen. Ein privatärztliches Zeugnis kann anerkannt werden.

(2) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann mit Genehmi-
gung des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsausschusses der 
Rücktritt von der Prüfung erklärt werden.

(3) Bei Verhinderung oder Rücktritt nach den Absätzen 1 und 2 
gilt die Prüfung oder der betreffende Teil der Prüfung als nicht be-
gonnen. Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses be-
stimmt, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung oder der Prüfungsteil 
nachzuholen ist.

(4) Wird der Beginn einer Prüfungsarbeit versäumt, so entscheidet 
die jeweilige Aufsicht, ob sie noch begonnen werden darf. Die ver-
säumte Zeit geht regelmäßig zulasten des Prüflings; in begründeten 
Ausnahmefällen darf die Bearbeitungsdauer um den Zeitverlust ver-
längert werden. Versäumt ein Prüfling den Beginn der mündlichen 
Prüfung, entscheidet der Prüfungsausschuss, ob er noch in die Prü-
fung eintreten darf. Der Vorgang ist in einer Niederschrift festzuhal-
ten.

(5) Versäumt ein Prüfling die Prüfung ganz oder teilweise ohne 
ausreichende Entschuldigung oder tritt er ohne Genehmigung zu-
rück, so gilt die Prüfung als nicht bestanden.

§ 18
Hilfsmittel und Erleichterungen

(1) Es dürfen nur die vom Prüfungsausschuss zugelassenen Hilfs-
mittel verwendet werden. Die Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel gilt als Täuschungshandlung. 

(2) Auf Antrag kann einem Prüfling, der wegen einer vorüberge-
henden körperlichen Behinderung den anderen Prüflingen gegen­
über wesentlich im Nachteil ist, durch den Prüfungsausschuss eine 
angemessene Erleichterung bewilligt werden. In Zweifelsfällen ist 
ein Zeugnis eines beamteten Arztes oder einer beamteten Ärztin 
einzuholen.

§ 19
Ordnungswidriger Verlauf

(1) Wenn der Verdacht auf eine Täuschungshandlung besteht, ist 
die Prüfung für den Prüfling zu unterbrechen. Er ist sofort zu hören. 
Erforderlichenfalls sind weitere Ermittlungen anzustellen.

(2) Ergibt sich, dass keine Täuschungshandlung vorliegt, wird die 
Prüfung fortgesetzt, wobei bei den Prüfungsarbeiten die Bearbei-
tungsdauer um den Zeitverlust, der durch die Ermittlungen bewirkt 
wurde, verlängert wird. Die Entscheidung trifft bei der schriftlichen 
Prüfungsarbeit die aufsichtführende Dienstkraft, die sich erforderli-
chenfalls zum Zwecke der Ermittlungen ablösen lassen kann, bei der 
mündlichen und praktischen Prüfung der Prüfungsausschuss. Der 
Vorgang ist im ersten Fall in einer Niederschrift festzuhalten; die 
Niederschrift ist unverzüglich dem Prüfungsausschuss zuzuleiten.

(3) Wird die Prüfung auf Grund des Ergebnisses der Ermittlungen 
nicht fortgesetzt, so entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses, ob eine Täuschungshandlung vorliegt und ob es 
sich dabei um einen leichten oder einen schweren Fall handelt. Wird 
kein Verstoß festgestellt, so ist bei der schriftlichen Prüfung eine 
neue Arbeit anzufertigen; bei der mündlichen und praktischen Prü-
fung wird der entsprechende Prüfungsteil wiederholt. Handelt es 
sich um einen leichten Fall, so gilt der entsprechende Prüfungsteil 
als mit null Punkten bewertet. Bei einem schweren Fall schließt das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses den Prüfling von der 
Prüfung aus. Die Prüfung gilt als nicht bestanden. Als schwere Fälle 
sind insbesondere solche anzusehen, bei denen die Täuschungs-
handlung vorbereitet worden ist oder besondere Intensität oder grö-
ßeren Umfang aufweist.

(4) Wird die Täuschungshandlung erst bei der Bewertung der Prü-
fungsarbeit entdeckt, gelten die Absätze 1 und 3 Satz 2 entsprechend 
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ling insgesamt regelmäßig 20 Minuten betragen. Dabei wird der 
Prüfling grundsätzlich von der für ein Lehrfach bestimmten prü-
fenden Dienstkraft befragt. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
können jederzeit in die Befragung eingreifen.

(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses leitet die 
praktische und mündliche Prüfung und bestimmt ihren Ablauf. Die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses können jederzeit in die Befra-
gung eingreifen.

(4) Die Leistungen des Prüflings sind nach § 7 Absatz 1 zu bewer-
ten. Über die Bewertung entscheidet der Prüfungsausschuss auf Vor-
schlag der jeweils prüfenden Dienstkraft mit Stimmenmehrheit. 
Kommt eine Bewertung mit Stimmenmehrheit nicht zustande, gibt 
die Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.

§ 22
Ergebnis der Laufbahnprüfung

(1) Nach Durchführung aller Prüfungsteile stellt der Prüfungsaus-
schuss unverzüglich die Abschlussnote der Laufbahnprüfung fest.

(2) Die Abschlussnote setzt sich zusammen aus der Gesamtnote 
der feuerwehrtechnischen Grundausbildung, der Prüfungsnote der 
schriftlichen Prüfung, der Prüfungsnote der praktischen Prüfung 
und der Prüfungsnote der mündlichen Prüfung. In die Abschlussnote 
gehen ein
1.	 die Gesamtnote der feuerwehrtechnischen  

Grundausbildung� zu 40 vom Hundert,
2.	 die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung� zu 20 vom Hundert,
3.	 die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung� zu 10 vom Hundert,
4.	 die Prüfungsnote der praktischen Prüfung� zu 30 vom Hundert.

(3) Die Abschlusspunktzahl wird auf zwei Dezimalstellen gerun-
det errechnet.

(4) Die Laufbahnprüfung ist bei einer Abschlusspunktzahl von
14,00	 oder mehr Punkten	 mit „sehr gut“ bestanden,
11,00	 bis	13,99 Punkten	 mit „gut“ bestanden,
	 8,00	 bis	10,99 Punkten	 mit „befriedigend“ bestanden,
	 5,00	 bis	 7,99 Punkten	 bestanden.

(5) Die Laufbahnprüfung ist nicht bestanden, wenn
1.	 die schriftliche Prüfungsarbeit mit weniger als fünf Punkten be-

wertet worden ist oder
2.	 die praktische oder die mündliche Prüfung mit weniger als fünf 

Punkten bewertet worden ist oder
3.	 die Abschlusspunktzahl der Laufbahnprüfung weniger als fünf 

Punkte beträgt.
(6) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses gibt das 

Ergebnis der Prüfung jedem Prüfling unverzüglich bekannt.

§ 23
Dokumentation der Laufbahnprüfung, Prüfungszeugnis

(1) Über Gegenstand, Ablauf und Ergebnis der praktischen und 
der mündlichen Laufbahnprüfung ist je eine Niederschrift zu ferti-
gen und von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses zu 
unterzeichnen.

(2) Die Niederschriften sind mit der Prüfungsarbeit zu einer Prü-
fungsakte zusammenzufassen. Nach Bekanntgabe der Prüfungser-

gebnisse hat der Prüfling ein Recht auf Einsicht in seine Prüfungsar-
beit.

(3) Bei bestandener Laufbahnprüfung erhält der Prüfling ein 
Prüfungszeugnis, bei nicht bestandener Prüfung einen schrift-
lichen Bescheid. Eine Ausfertigung ist jeweils zur Personalakte zu 
nehmen.

§ 24
Wiederholen der Laufbahnprüfung

(1) Ist die Laufbahnprüfung nicht bestanden, darf sie einmal wie-
derholt werden. Der Prüfungsausschuss entscheidet im Einverneh-
men mit der Ausbildungsleitung, inwieweit der Prüfling bestimmte 
Teile der Ausbildung nochmals zu durchlaufen hat. Es sind lediglich 
nicht bestandene Teile der Laufbahnprüfung (§ 11 Absatz 3) zu wie-
derholen.

(2) Gilt eine Laufbahnprüfung aus den in § 17 Absatz 5 oder § 19 
Absatz 3 bis 6 genannten Gründen als nicht bestanden, so entschei-
det die Dienstbehörde nach Anhörung des Prüfungsausschusses, 
welche Teile der Prüfung zu wiederholen sind.

Teil III
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 25
Übergangsbestimmungen

Für die vor dem 1. Januar 2009 in das Beamtenverhältnis auf Wi-
derruf eingestellten Beamtinnen und Beamten des mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienstes gilt die Verordnung über die Ausbildung 
und die Prüfung für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst vom 
10. August 1999 (GVBl. S. 485), geändert durch Nummer 19 der 
Anlage zum Gesetz vom 4. März 2005 (GVBl. S. 125), weiter.

§ 26
Ausführungsvorschriften

Die zur Ausführung dieser Verordnung erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften erlässt die für die Ordnung der Laufbahn zustän-
dige oberste Dienstbehörde.

§ 27
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2009 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst vom 10. August 1999 
außer Kraft.

Berlin, den 5. Juni 2009

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Dr. Ehrhart K ö r t i n g
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Dezember 2008 (BGBl. I S. 3018), 
in Verbindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für die Grundstücke Alt-Wittenau 87-95, Roedernallee 118-

118A, Oranienburger Straße 52-60 im Bezirk Reinickendorf, Orts-
teil Wittenau, welche im Geltungsbereich des Bebauungsplanent-
wurfs XX-253 liegen, tritt eine Veränderungssperre gemäß § 14 
Absatz 1 Nummer 1 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me während der Dienststunden beim Bezirksamt Reinickendorf von 
Berlin, Abteilung Bauwesen, Finanzen und Sport, Fachbereich 
Stadt- und Regionalplanung und Fachbereich Bau- und Wohnungs-
aufsicht, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-
nachteile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 
und 3 des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von zwei 
Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber 
dem Bezirksamt Reinickendorf von Berlin geltend machen; der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs ist die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Beschrän-
kung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 9. Juni 2009

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin

Peter S e n f t l e b e n

Stellv. Bezirksbürgermeister

Frank B a l z e r

Bezirksstadtrat für Bauwesen, 
Finanzen und Sport

Verordnung 
über die Veränderungssperre XX-253/45 

im Bezirk Reinickendorf von Berlin, Ortsteil Wittenau
Vom 9. Juni 2009
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Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung  

der Energieeinsparverordnung in Berlin 
Vom 15. Juni 2009

Auf Grund des § 7 Absatz 2 und 4 des Energieeinsparungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. September 2005 
(BGBl. I S. 2684), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 28. März 2009 (BGBl. I S. 643), und des § 1 der Verordnung 
zur Übertragung der Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverord-
nungen auf Grund des Energieeinsparungsgesetzes vom 19. Novem-
ber 2002 (GVBl. S. 351) wird verordnet:

Artikel I
Die Verordnung zur Durchführung der Energieeinsparverordnung 

in Berlin vom 17. Juli 2008 (GVBl. S. 222) wird wie folgt geändert:
§ 15 wird wie folgt geändert:
Die Angabe „30. Juni 2009“ wird durch die Angabe „31. Dezember 
2009“ ersetzt. 

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. Juni 2009

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

Ingeborg J u n g e – R e y e r
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Dezember 2008 (BGBl. I S. 3018), 
in Verbindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. Novem-
ber 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. No-
vember 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan II-27-1 vom 15. August 2007 für den Sickin-

genplatz (Flurstück 91/1, Flur 39) im Bezirk Mitte, Ortsteil Moabit, 
wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die 
Festsetzung des Bebauungsplans II-27 im Bezirk Mitte vom 26. Juni 
1964 (GVBl. S. 710) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mitte 

von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Vermessungsamt, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, während der 
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Ber-
lin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 16. Juni 2009

Bezirksamt Mitte von Berlin

Dr. Christian H a n k e

Bezirksbürgermeister

G o t h e

Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans II-27-1 

im Bezirk Mitte von Berlin, Ortsteil Moabit
Vom 16. Juni 2009
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Zwölften Rundfunkänderungs-

staatsvertrages

Nach § 2 des Gesetzes zum Zwölften Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 2. April 2009 (GVBl. S. 138) wird bekannt gegeben, 
dass der Staatsvertrag nach seinem Artikel 7 Absatz 4 am 1. Juni 
2009 in Kraft getreten ist.

Berlin, den 16. Juni 2009

Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Klaus W o w e r ei t

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Vierten Staatsvertrages zur Ände-
rung des Staatsvertrages über die Zusammenarbeit zwischen 

Berlin und Brandenburg im Bereich des Rundfunks

Nach § 3 des Gesetzes zum Vierten Staatsvertrag zur Änderung 
des Staatsvertrages über die Zusammenarbeit zwischen Berlin und 
Brandenburg im Bereich des Rundfunks vom 14. Mai 2009 (GVBl. 
S. 251) wird bekannt gegeben, dass der Staatsvertrag nach seinem 
Artikel 3 Absatz 1 am 1. Juni 2009 in Kraft getreten ist.

Berlin, den 16. Juni 2009

Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Klaus W o w e r e i t

282_292_GVBl_2009_16.indd   291 23.06.09   12:05



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      65. Jahrgang      Nr. 16      27. Juni 2009292

Herausgeber:
Senatsverwaltung für Justiz,
Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin

Redaktion:
Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin, Telefon: 90 13 33 80, Telefax: 90 13 20 08
E-Mail: gabriele.bluemel@senjust.berlin.de
Homepage: www.berlin.de/senjust

Verlag und Vertrieb:
LexisNexis Deutschland GmbH, Feldstiege 100, 48161 Münster
Telefon: 025 33/93 00 907, Fax 025 33/93 00 908
E-Mail: service@lexisnexis.de
Internet: www.lexisnexis.de

Bezugspreis:
Vierteljährlich 17,40 € inkl. Versand und MwSt.
bei sechswöchiger Kündigungsfrist zum Quartalsende.
Laufender Bezug und Einzelhefte durch den Verlag.
Preis dieses Heftes 2,15 € zzgl. Versand
(Deutsche Bank München, Konto 222 02 75, BLZ 700 700 10)

Druck:
Druckhaus Tecklenborg, Siemensstraße 4, 48565 Steinfurt

LexisNexis Deutschland GmbH • Feldstiege 100 • 48161 Münster
Postvertriebsstück • 03227 • Entgelt bezahlt • Deutsche Post AG

282_292_GVBl_2009_16.indd   292 23.06.09   12:05


